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eber Enteignung nach öſterreichiſchem Geſetze mit 
Rückſicht auf die Enteignung zu Bergbauzwecken. 
Von Bezirkscommiſſar Dr. König in Graz. 
(Fortſetzung.) 


ad d) Enteignung nach dem Bedürſniſſe des Communi⸗ 
cations- und Bauweſens. 

7. Bis zur Wirkſamkeit das Geſetzes vom 18. Februar 1878, 
R. G. Bl. Nr. 30, hatte — von dem Enteignungsrechte des Staates 
abgeſehen — der Unternehmer zur Anlage einer Eiſenbahn als öffent⸗ 
lichen Transportanſtalt für Perſonen und Waaren, oder wodurch eine 
Landſtraße in eine Eiſenbahn umgewandelt werden ſollte, mit der ſtaatlichen 
Conceſſion das ſubjective Enteignungsrecht in Anſehung jener Liegenſchaften 
und Rechte, welche zur Ausführung der Unternehmung unumgänglich 
nothwendig erkannt wurden, erſt dann erlangt, wenn neben der 
vorausgeſetzten Gemeinnützigkeit des Eiſenbahnunternehmens für die neue 
Eiſenbahn weder eine Staatsgarantie noch eine Betheiligung des Staats⸗ 
ſchatzes an der Capitalsbeſchaffung ſtattfand (§S 9: c der M. Vdg. vom 
14. September 1854, R. G. Bl. Nr. 238, und Art. I: d G. vom 
13. April 1870, R. G. Bl. Nr. 56); dem Unternehmer von Straßen⸗ 
Pferdeeiſenbahnen (Hippoſidirbahnen oder Tramways) war das Enteig⸗ 
nungsrecht vor der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 18. Februar 1878 
gar nicht eingeräumt. (A. h. Entſchl. vom 25. Februar 1859, 3. 598 
Handels⸗Min., und Handels⸗Min.⸗Erl. vom 1. Juli 1868, 8. 8858.) 

Durch das Geſetz vom 18. Februar 1878 wurde die Ausübung 
des Enteignungsrechtes jedem Eiſenbahnunternehmen im vollen Umfange 
des 5 365 a. b. G. B. zugeſtanden, wenn die Gemeinnützigkeit des 
Unternehmens von der hiezu berufenen ſtaatlichen Verwaltungsbehörde 
(88 12 und 17) anerkannt worden ift. Das Geſetz vom 18. Februar 
1878 iſt für das öſterreichiſche Enteignungsrecht inſoferne von beſonderer 


Bedeutung, als es nebſt der anderen Ortes (ad d: 8, 16, 17) aus⸗ 


geſprochenen Enteignungspflicht des Enteigners bei lange andauern⸗ 
der Benützung oder beim Eintritte einer die Subſtanz einer Liegenſchaft 


anderen Benützung derſelben, auch das Princip der Erzwing⸗ 
barkeit“) des Enteignungserkenntniſſes gegen den Enteigner und der 
Rescindirbarkeit ) desſelben zum Ausdrucke bringt. Nach dieſem Geſetze 
kann die Enteignung eine dauernde und vorübergehendes) fein und 
beſteht für den Eiſenbahnunternehmer der Auſpruch auf dauernde Ab⸗ 
tretung von Grundſtücken, Quellen und anderen Privatgewäfſern, auf 
die Einräumung von dinglichen Rechten an Immobilien, ſowie auf die 
Abtretung, Einſchränkung oder Aufhebung dinglicher Rechte und ſolcher 
Rechte, deren Ausübung an einen beſtimmten Ort gebunden iſt, u. zw. 
ſowohl bezüglich der Hauptſache, als auch bezüglich des Zugehörs eines 


| Enteignungsobjectes. 


| - 8. Dem Staate ſteht das Enteignungsrecht zu bei Bauführungen, 
welche aus dem Aerarialſtraßen⸗ oder Waſſerbaufonde oder aus anderen 
unter der oberſten Berwaltung des Miniſteriums des Innern ſtehenden 
Fonden ganz oder theilweiſe beſtritten werden. (Staats⸗Miniſterial⸗ 
verordnung vom 8. December 1860, R. G. Bl. Nr. 268, 88 28, 
31 und 39.) 


Bezüglich der Herſtellung und Erhaltung von anderen (nicht 
ärariſchen) Straßen und Wegen ſteht das Enteignungsrecht den Wege⸗ 
baupflichtigen nach den neuen Landesgeſetzen (Mayerhofer III, 
Pag. 177 u. ff.; Zeitſch. f. Verw. Pag. 138, 1877), in Steiermark 
nach dem Geſetze vom 9. Jänner 1870, L. G. Bl. Nr. 20, ſowohl 
in der Richtung auf Abtretung von Liegenſchaften, als auch in der 
Richtung auf Einräumung einer die Subſtanz des Grund und Bodens 
ändernden Benützung zu. Aus dem Enteignungsrechte des Wegebau⸗ 
pflichtigen auf eine die Subſtanz des Grund und Bodens 
ändernde Benützung erwächſt die Enteignungspflicht, da der 
Eigenthümer eines zur Materialiengewinnung in Anſpruch genommenen 
Grundſtückes, wenn dieſes durch ſolche Inanſpruchnahme ferner nicht 
mehr ergiebig benützt werden kann, die Uebernahme des Grundſtückes 
ſeitens des Wegebaupflichtigen zu verlangen berechtigt iſt. 


9. Soferne noch Privatweg⸗ und Privatbrücken⸗Mauthen auf 
Aerarialſtraßen beſtehen, können dieſelben im Wege der Enteignung auf⸗ 
gehoben werden. (Hoffzlder. vom 16. October 1838. Ferd. G. S. Bd. 63, 
Pag. 429 und 430.) 


10. Nach den einzelnen Landes⸗ und Stadtbauordnungen kann 
aus öffentlichen Rückſichten die Erweiterung beſtehender Gaſſen und Plätze, 
die Eröffnung neuer Straßen, die Anlage öffentlicher Plätze durch Ent⸗ 
ſcheidung der Verwaltungsbehörden verfügt werden. Wenn der Durch⸗ 


) Nach den übrigen Beſtimmungen des öſterr. Geſetzes iſt die Vollſtreckung 
des Enteignungserkenntniſſes nur gegen den Expropriaten erzwingbar; vergl. Entſch. 
des oberſten Ger.⸗Hofes vom 15. November 1875 (U.⸗Gl. 5921) und Min. ⸗Entſch. 
vom 20. November 1876, Zeitſchr. f. Verw. Pag. 36, 1877); $ 3, Al. 2, 823 
des Geſetzes vom 18. Februar 1878. 

) Vergl. Grünhut, Pag. 254; 8 27 des Geſetzes vom 18. Februar 1878. 

e Die vorübergehende (zeitliche) Enteignung kann juriſtiſch nur als 
Dienſtbarkeit conſtruirt werden. (5 33 lit, d allg. Grundbuchsgeſetz vom 25. Juli 
1871, R. G. Bl. Nr. 95.) 
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führung dieſer Entſcheidung Privatrechte entgegenstehen, jo kann Enteig⸗ R. G. Bl. Nr. 130; S 115 der Durchführungsinſtruction vom 
nung ſtattfinden ). 31. October 1857, R. G. Bl. Nr. 215.) 10 
ad e) Enteignung nach dem Bedürfniſſe beſonderer Zum Zwecke der Commaſſation landwirthſchaftlicher Grundſtücke 
ſtaats⸗ und volkswirthſchaftlicher Zwecke. behufs erfolgreicher Bewirthſchaftung derſelben iſt Enteignung von Liegen⸗ 
11. Salzführende Quellen unterliegen dem Staatsmonopole. Grund⸗ ſchaften (quoad differentiam qualitatis objecti), ſowie Enteignung 
eigenthümer und Nutznießer von Grundſtücken haben die Verpflichtung, von Grunddienſtbarkeiten, perſönlichen Dienſtbarkeiten, Ausgedingen und 
wenn ſie auf ihren Grundſtücken eine ſalzführende Quelle entdecken, Reaklaign (quoad permutationem objeeti) ftatthaft. (Geſetz vom 
binnen längſtens 90 Tagen der zuſtändigen Verwaltungsbehörde, der 7. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 92 und 94.) 
Finanz⸗Bezirksdirection, die Anzeige davon zu erſtatten. Die Ver⸗ Zur Vereinigung des Waldlandes von fremden Enclaven und zur 
waltungsbehörde hat das Recht, die ſalzführende Quelle zu verſchlagen, Arrondirung der Waldgrenzen können bücherlich eingetragene Rechte 
unbrauchbar zu machen, oder zu benützen und hiezu Salzwerke zu er⸗ . permutationem objecti) enteignet werden. (Geſetz vom 
richten. Gegen die Eigenthümer der zu einem Salzwerke etwa noth⸗ 7. Juni 1883, R. G. Bl. Nr. 93.) 
wendigen Grundſtücke und Gebäude ift Enteignung zuläſſig. (88 408 bis 15. Das Auftreten der P hylloxera vastatrix und die Gefahr, 
411 der Staats⸗Zoll⸗ und Monopols⸗Ordnung vom 11. Juli 1835.) welche weinbautreibenden Ländern durch die Verbreitung des Inſectes 
19, Zum Vebufe der Egkaſtralvermeſſung können im Wege der droht, hat die Geſetzgebung veranlaßt, die bei dem Vorkommen des 


&, . . 9 

Enteignung in Privatwäldern Walddurchſchläge angelegt, Waldſtrecken Inſertes von der Verwaltung at treffenden Vorkehrungen zu regeln. 

1 858 2 f 5 1 Da es ſich bei Durchführung der erforderlichen Vorkehrungen und 
abgetrieben, Fruchtbäume oder andere edle Bäume gefällt werden. (Grund⸗ . 5 
. e en 75 5 a . Maßregeln um das wirthſchaftliche Wohl des Landes, um das allgemeine 
ſteuer⸗Regulirungs⸗Hofkommiſſionsdecret vom 19. Juli 1824, Z. 27.345, Beste handelt, geſtattet das Gefeh den Eingriff in das Privateigent 
ſteierm. Pr. G. S. Bd. 6, Pag. 336 — 341.) die Enteignu ii ? 8 griff in das Privateigenthum, 

13. Die Bedeutung der Producte des Forſtes für die menſch⸗ Die Enteignung zur Durchführung der zweckentſprechenden Vor⸗ 
lichen Lebensbedürfniſſe veranlaßte den Geſetzgeber, zum Zwecke der zu kehrungen gegen die Verbreitung der Reblaus ertredt 0 e auf 
Gute⸗Bringung der Producte aus ſonſt unzugänglichen Wäldern Enteignung Sachen des Privateigenthumes, welche durch die Enteignung nicht einem 
nie Holzbringung über fremde Grundſtücke zu gewähren. Der zur Triſt⸗ anderen als dem bisherigen oder nur mittelbar einem anderen Zwecke 
ausübung befugte Waldbeſtzer hat das Recht zur Enteignung von Privat- dienſtbar gemacht werden ſollen, und hat die Wirkung der Verminderung 
gewäfſern. Die Bannlegung von Wäldern zur Sicherung von Perſonen, oder Aufhebung einer beſtimmten Gutseigenſchaft der enteigneten Sache, 
von Staats» und Privatgut iſt Enteignung. (88 24, 26, Al. 3, 30, oder deren zeitweilige Belaſtung mit einer Dienſtbarkeit; auderſeits bewirkt 
Al. 4, 19 und 20 des Forſtgeſetzes; §S 6 Min.⸗Vdg. vom 3. Juli 1873, die Enteignung die Beſeitigung oder Converſion des mit einem beſtimm⸗ 
3. 6953; ſteierm. L. G. Bl. Nr. 36, Erlaß des Miniſteriums des ten Vermögensvortheile des Expropriaten verbundenen Gebrauchsrechtes 
Innern vom 20. December 1874, Z. 14.005.) ſeiner Sache. (Geſetz vom 3. April 1875, R. G. Bl. Nr. 61.) 

14. Bei Ablöſung der Forſt⸗ und Weideſervituten findet Ent⸗ 16. Das Reichs⸗Waſſerrechtsgeſetz und die auf Grund desſelben 
eignung ſtatt. erfloſſenen Landesgeſetze geſtatten in mehrfachen Beziehungen Enteignung 

Gegen den Willen des Verpflichteten, des Eigenthümers der res aus volkswirthſchaftlichen Rückſichten. 
serviens, kann unter beſtimmten Vorausſetzungen auf Abtretung von Privatgewäſſer, welche ſich zur Befahrung mit Schiffen oder 
Grund und Boden an den Eigenthümer der res dominans für geſetzlich gebundenen Flößen eignen, können als öffentliches Gut erklärt werden. 
beſtimmte, aufzuhebende Gerechtigkeiten erkannt werden, wenn in Ermang⸗ (§S 6 R. W. G. und aller Landesgeſetze mit Ausnahme von Krain? 
lung eines geſetzlich zuläſſigen Uebereinkommens über die Art der Ab⸗ Die Abtretung von Grund und Boden und ſonſtiger Liegenſchaften, 
löſung entſchieden werden muß. Werke und Anſtalten kann verlangt, die Einräumung erforderlicher 

Wenn es ſich um wie immer benannte Holzungsrechte, um Bezugs⸗ Dienſtbarkeiten kann begehrt werden, wenn Schutz-, Uferregulirungs⸗, 
rechte von Holz und ſonſtigen Forſtproducten in oder aus einem frem⸗ n und andere Waſſerbauten im öffentlichen Intereſſe aus⸗ 
den Walde, um Weiderechte auf fremdem Grund und Boden, oder um zuführen jmd. . 0 5 
andere Feldſervituten, bei denen das dienſtbare Gut Wald oder zur Waſſerleitungen und Canäle können, wenn öffentliche Intereſſen 
Waldeultur gewidmeter Boden ift, oder bei denen zwiſchen dem dienſt⸗ es erheiſchen und wenn es ohne Gefährdung des Zweckes ſolcher Waſſer⸗ 
baren und dem herrſchenden Gute das gutsobrigkeitliche und unterthänige anlagen geſchehen kann, ohne Einwilligung der Eigenthümer und der 
Verhältniß beſtanden hat, handelt: iſt auf Abtretung von Grund und Boden Waſſerbezugsberechtigten umlegt werden. a n 
als Aequivalent für die ſich nicht auf eine Nebennutzung des belaſteten Materialien, welche zur Herſtellung von ſolchen im öffentlichen 
Grundes erſtreckende Gerechtigkeit zu erkennen, falls der Verpflichtete Intereſſe unternommenen Waſſerbauten nothwendig und auf den zu 
binnen der ſeſtgeſetzten Friſt das Ablöſungscapital nicht erlegt, unter ſchützenden Gründen vorhanden find, können von den Eigenthümern im 
Vorausſetzung, daß durch die Ablöſung in Geſtalt eines abzutretenden Wege der Enteignung angeſprochen werden. (Peyrer Pag. 415— 421; 
Grundäquivalentes weder der übliche Hauptwirthſchaftsbetrieb des berech⸗ 8 43 Steiermark, $ 29 Krain, 5 44 Bukowina, 5 49 Böhmen, 8 48 
tigten, noch des verpflichteten Gutes auf eine unerſetzliche Weiſe gefährdet aller übrigen Kronländer mit Ausnahme von Niederöſterreich, wo 
wird. Unter dieſen Vorausſetzungen iſt das abzutretende Grundäquivalent dieſer Paragraph fehlt.) a a 
Enteignungsobject, der dominus rei servientis der Expropriat und Ortſchaften und Gemeinden, deren Waſſerbedarf nicht gedeckt iſt, 
der dominus rei dominantis der Expropriant. rer e 15 e e 7 15 e En 

& hr 1 \ un: 3 rivatgewäſſern un aſſerbenützungsrechten, ſoweit dieſelben für die 
Be 755 e e gr n 1 ee 5 aber gleichen Zwecke der Waſſerberechtigten entbehrlich find. (8 10 R. W. G., 

gehren des Verpflichteten auch eine Enteignung der Forſtproducten⸗ 5 e N 

Bezugsrechte und der Weiderechte ſtattfinden, jo daß das dingliche Recht 931 Steiermark, 8 34 Niederöſterreich, 982 Bukowina, 8 35 ‚Böhmen ; 
das Enteignungsobject, der dominus rei dominantis der Expropriat Krain enthält dieſe Beſtimmung nicht; 8 36 aller übrigen Kronländer.) 


5 125 uri 1 7 Auch wenn die Erforderniſſe der Enteignung nach $ 365 a. b. 
a i - 1 555 „ 8 21 Er Gesees ade 5 1900 G. B. nicht eintreten, kann, um die nutzbringende Verwendung des 
l e nF 5 : Waſſers zu fördern, oder deſſen ſchädliche Wirkungen zu befeitigen, im 
Verwaltungswege verfügt werden: 

a) daß bei fließendem Privatgewäſſer Derjenige, dem das Waſſer 
zugehört, inſoweit er es nicht ſelbſt benöthigt und innerhalb einer ihm 
behördlich zu beſtimmenden Friſt auch nicht benützt, es Anderen zur 
nutzbringenden Verwendung überlaſſe; 


9) Entſcheidung des Verwalt ingsgerichtshofes vom 18. März 1880, Bud w. 
733; § 7 Bauordnung für Böhmen vom 11. Mai 1864, L. G. Bl. Nr. 20; 
II. Abth. der Bauordnung für Czernowitz vom 9. December 1869, L. G. Bl. 
Nr. 1, 1870; $ 44 Bauordnung für Iſtrien, Geſetz vom 18. März 1874, 
L. G. Bl. Nr. 6; § 26 Bauordnung für Kärnten, Geſetz vom 13. März 1866, 
L. G. Bl. Nr. 12; § 67 Bauordnung für Mähren, Geſetz vom 20. Februar 
1869, L. G. Bl. Nr. 1, 1870; $ 11 Bauordnung für Oberöſterreich, Geſetz vom 
25. März 1874, L. G. Bl. Nr. 9; § 27 Bauordnung für Niederöſterreich, 
Geſetz vom 28. März 1866, L. G. Bl. Nr. 14; $ 68 Bauordnung für Schleſten, 
Geſetz vom 23. März 1867, L. G. Bl. Nr. 16; § 20 Bauordnung für Wien, 
Geſetz vom 2. December 1868, L. G. Bl. Nr. 24; 8 11 Bauordnung für Graz, 
Geſetz vom 7. September 1881, L. G. Bl. Nr. 20. 


10) Bei den im 8 14: B, R. G. Bl. Nr. 130 ex 1853, bezogenen Ablöſun⸗ 
gen der im § 2 genannten Rechte in den dem Landesfürſten zufolge des Hohetts⸗ 
rechtes zuſtehenden Wäldern kann die Abtretung von Grund ⸗Aequivalenten im 
Sinne des § 14: B, 2 wegen der im Geſetze ($ 2) gemachten Concedirung des 
Landesfürſten als Enteignung nicht aufgefaßt werden. 
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b) daß Beſitzer von Liegenſchaften die Begründung von Servi⸗ 
tuten geſtatten, damit Anderen gehöriges Waſſer über ihren Grund und 
Boden von einer Gegend nach einer anderen geleitet und die zu ſolcher 
Leitung erforderlichen Werke und Anlagen errichtet werden. Wenn durch 
die Waſſerleitungsanlage das Grundſtück für deſſen Beſitzer die zweck⸗ 
mäßige Benützbarkeit verliert, ſo muß auf ſein Verlangen das ganze 
Grundſtück abgelöſt werden und obliegt dem Enteigner die Enteignungs⸗ 
pflicht. (S 15 R. W. G., 8 24 Steiermark; für Krain fehlen dieſe 
Normen; 8 25 Bukowina, 8 28 Böhmen, § 27 aller übrigen 
Kronländer.) 

Unternehmer von Bewäſſerungsanlagen, von Triebwerken und 
Stauanlagen, deren Errichtung überwiegende volkswirthſchaftliche Vortheile 
erwarten läßt, haben das Recht, zu verlangen, daß ihnen zur Zu⸗ und 
Ableitung des Waſſers ſowie zur Errichtung der erforderlichen Stauwerke, 
Schleußen und ſonſtigen Vorrichtungen die entſprechende Dienſtbarkeit auf 
ſremdem Grunde mit Ausnahme von Gebäuden mit den dazugehörigen 
Hofräumen und Hausgärten, in Böhmen auch mit Ausnahme von ein⸗ 
gefriedeten Parkanlagen, eingeräumt, oder — nach Wahl des Grund⸗ 
eigenthümers — der nöthige Grund und Boden abgetreten werde. 

Auch den Unternehmern von Bewäſſerungsanlagen, Triebwerken 
und Stauanlagen von überwiegend volkswirthſchaftlicher Bedeutung obliegt, 
correlat dem Enteignungsrechte, die Enteignungspflicht. (Für Nieder⸗ 
öſtereich fehlt dieſe Norm; § 26 Steiermark, $ 17 Krain, $ 27 Buko⸗ 
wina, § 32 Böhmen, 8 31 aller übrigen Kronländer.) 

Das Recht der Fiſcherei kann, wenn es der Ausübung anderer 
Waſſernutzungsrechte entgegenſteht, enteignet werden. (S 19 R. W. G. 
und gleichlautend die L. W. G. mit Ausnahme von Krain, wo dieſe 
Norm fehlt; Steiermark ($ 35) und Bukowina ($ 36) enthalten noch 
einen Beiſatz für den Fall der Erlöſchung eines Waſſernutzungsrechtes.) 

Die Aufhebung des freien Fiſchſanges kann Enteignung des berufs⸗ 
mäßigen Erwerbes eines Fiſchers begründen. Den Fiſchern und ihrem 
Hilfsperſonale iſt zur Ausübung der Fiſcherei das Betreten fremder 
Ufergrundſtücke und die Befeſtigung der Fiſchereigeräthe an denſelben mit 
Ausnahme eingefriedeter oder durch Mauern, Gitter oder ſtändiger Vor⸗ 
richtungen verſchloſſener Grundſtücke geſtattet. ($ 2 und 5 des Geſetzes 
vom 25. April 1885, R. G. Bl. Nr. 58.) 

Behufs Förderung der Landescultur auf dem Gebiete des Waſſer⸗ 
baues iſt die Entziehung des Präcipuums des Gebrauchsrechtes am fließenden 
Gewäſſer im Wege der Enteignung geſtattet. (Geſetz vom 30. Juni 1884, 
R. G. Bl. Nr. 116.) 

Bei Durchführung der Vorkehrungen zur unſchädlichen Ableitung 
von Gebirgswäſſern ſollen zum „Arbeitsfelde“ (Perimeter) gehörige 
Grundparcellen in jenen Fällen zu Gunſten des Unternehmers enteignet 
werden, in denen begründete Zweifel beſtehen, daß bei deren Belaſſung 
im bisherigen Beſitze der für den Zweck des Unternehmens erforderliche 
Zuſtand derſelben vollſtändig und rechtzeitig hergeſtellt und nachhaltig 
aufrecht erhalten werde. 

Zu den Arbeiten im Arbeitsfelde erforderliche Materialien, Grund⸗ 
parcellen für die Benützung zur Zufuhr, Ablagerung, Bereitung der 
Materialien, ſowie zur Herſtellung der Unterkunftsräume für die Bau⸗ 
leitung und die Arbeiter können enteignet werden. (Geſetz vom 30. Juni 
1884, R. G. Bl. Nr. 117.) 

17. Zum Bergbaubetriebe iſt jeder Grundeigenthümer verpflichtet, 
die nothwendigen Grundſtücke dem Bergbauunternehmer gegen angemeſſene 
Schadloshaltung zur Benützung zu überlaſſen. (8 98 und 131 allg. 
öſterr. Berggeſetz.) Der Bergbauunternehmer kann zu ſeinen Gunſten 
die Beſchränkung fremden Eigenthums aber nur zum Bergbaubetriebe 
und nur dann verlangen, wenn volkswirthſchaftliche, ſomit öffentliche 
Intereſſen den Beſtand und die Erhaltung des Bergbaues in concreto 
erheiſchen. 

Allein auch in dieſem Sinne erſtreckt ſich das ſubjective Enteignungs⸗ 
recht des Bergbauunternehmers nicht auf alle Grundſtücke. Die im § 17 
allg. öſterr. Berggeſetz genannten Liegenſchaſten, wo auch die Schürfung 
von der beſonderen Zuſtimmung des Grundbeſitzers oder der berufenen 
Verwaltungsbehörde abhängt, find von der Enteignung ausgenommen. 
Dort kann der Bergbauunternehmer das Enteignungsrecht nicht ausüben, 
es wäre denn, daß es ſich um eine zum Bergbaubetriebe nothwendige, 
auf andere Weiſe gar nicht, oder nur mit unverhältnißmäßigen Koſten 
ausführbare Waſſerleitung handelte, in welchem Falle dem Bergbau⸗ 
unternehmer die unterirdiſche Führung der Waſſerleitung durch die im 
§ 17 genannten Liegenſchaften, mit Ausnahme der Gebäude und Fried⸗ 
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höfe geſtattet werden kann. Das Geſetz ſpricht im § 98 zunächſt aller⸗ 
dings nur von einer Ueberlaſſung der zum Bergbaubetriebe nothwendigen 
Grundſtücke zur Benützung. Die Ueberlaſſung der zum Bergbaubetriebe 
nothwendigen Grundſtücke an den Bergbauunternehmer zur Benützung, 
insgemein „zeitliche Grundüberlaſſung“ genannt, iſt zwangsweiſe Ein⸗ 
räumung einer Dienſtbarkeit mit dem Charakter einer gemeinſchaftlichen 
superficies 1), jedenfalls aber Eigenthumsbeſchränkung aus Rück⸗ 
ſichten auf die Volkswirthſchaft, aus Gründen des allgemeinen Beſten und 
ſomit „Enteignung“. Die Eigenthumsbeſchränkung aus Gründen des 
allgemeinen Beſten durch zwangsweiſe Conſtituirung einer Dienſtbarkeit 
wird vielſeitig nicht als Enteignung aufgefaßt, ſondern Enteignung erſt 
in der Abtretung des vollſtändigen Eigenkhumes einer Sache gefunden. 
Dieſe Auffaſſung iſt ebenſo irrig, als die Anſchauung, Enteignung ſei 
nur auf Immobilien anwendbar. 

Haberer und Zechner im Handbuche des öſterr. Bergrechtes 
(Wien 1884, Pag. 276— 278) haben aus der Beſtimmung des § 98 
allg. öſterr. Berggeſetz den Nachweis angetreten, Enteignung ſei bei 
Bodenbeſchädigungen nicht anwendbar. Genannte Schriftiteller werfen die 
Frage auf, „ob auch Beſchädigungen von Grund und Boden durch den 
Bergbaubetrieb unter dem Geſichtspunkte der Expropriation zu betrachten 
ſeien, mit anderen Worten, ob der Bergbaubeſitzer bezüglich jener Grund⸗ 
flächen, welche durch den Bergbaubetrieb (Tagbrücke u. dergl.) beſchädigt 
worden ſind, oder vorausſichtlich einer Beſchädigung unter- 
liegen werden, berechtigt ſei, die Einleitung des Expropriationsver⸗ 
ſahrens zu begehren.“ Dieſe Frage verneinen Haberer und Zechner. 
Die Praxis im bejahenden Sinne bezüglich der bereits eingetretenen 
Beſchädigungen bezeichnen ſie als offenbar unrichtig; bezüglich jener 
Grundſtücke, welche zwar noch nicht beſchädigt worden, aber durch den 
Bergbau bedroht ſind, laſſen ſie die Praxis im bejahenden Sinne als 
Anſicht, welche dem Grundbefitzer jedenfalls günſtiger iſt, als die gegen⸗ 
theilige und „Manches für ſich hat“ 1?) gelten. Die Argumentation, 
welche die genannten Autoren zu ihrer verneinenden Antwort führte, 
fügen fie auf den iſolirt genommenen Wortlaut des § 98 allg. öſterr. 
Berggeſetz, weil der Bergbauunternehmer die zwangsweiſe Ueberlaſſung 
von Grund und Boden nur zur „Benützung“ für Bergbauzwecke ver⸗ 
langen, „die Beſchädigung aber gewiß nicht als eine Benützung ange⸗ 
ſehen werden kann“. Den aus poſitivem öſterreichiſchen Rechte, bezie⸗ 
hungsweiſe aus dem Enteignungsrechte herausgeriſſenen iſolirten Begriff 
„Benützung“ definiren Haberer und Zechner auf Pag. 276 in der 
Weiſe, daß der Bergbauunternehmer nicht nur „für die Herſtellung des 
Einbaues (Schachtes, Stollens) und den Haldenſturz, ſondern für alle 
zum Bergbaubetriebe nothwendigen Anlagen, zu deren Herſtellung der 
Bergwerkseigeuthümer ſchon durch die Verleihung berechtigt iſt, als: 
Aufbereitungswerkſtätten, Schmelzwerke, Beamten⸗ und Arbeiter⸗Wohn⸗ 
häuſer, Magazine, Maſchinenhäuſer, Wege, Straßen, Eiſenbahnen, Waſſer⸗ 
leitungen u. dergl. verlangen kann, und erklären hiemit ſelbſt, Inhalt 
und Empfang des Rechtsbegriffes „Benützung“ zur lediglich demon⸗ 
ſtrativen Darſtellung gebracht zu haben. 

Den aus dem Enteignungsrechte nach öſterreichiſchem Rechte iſolirt 
genommenen und lediglich demonſtrativ dargeſtellten Begriff „Benützung“ 
zum Ausgangspunkte für die Argumentation zu nehmen, welche die 


1) Vergleiche Holtzendorff a. a. O., II. Bd., 
maier, Deutſches Privatrecht, I. Bd, Pag. 653 u ff 

12) Für dieſe Concedirung führen Habe rer und Zechner $ 170 und 
171 b allg. Berggeſetz an. Die Unterſtützung dieſer Concedirung mit § 170 und 
171 aus dem VII. Hauptſtücke des Berggeſetzes von der Bauhafthaltung der 
Bergbaue und von den Bergbaufriſtungen kann mir als eine glückliche nicht 
erſcheinen. Dem VII. Hauptſtücke „von der Bauhafthaltung der Bergbaue und 
von den Bergbaufriſtungen“ liegt eine völlig andere occasio legis zu Grunde, 
als dem IV. Hauptſtücke „von der Grund- und Waſſerüberlaſſung zu Bergwerks⸗ 
unternehmungen und dem Erſatze der Bergſchäden“. Auch bezwecken die vor⸗ 
nehmlich polizeilichen und adminiſtrativen Normen des VII. Hauptſtückes Anderes 
als die Beſtimmungen des IV. Hauptſtückes, deren ratio dahin geht, die Rechts⸗ 
ſphäre zwiſchen Grundbefitzer und Bergbauunternehmer in Colliſionsfällen 
rechtlich zum Ausgleiche zu bringen. (Vergleiche Dr. Julius John, Bergbau 
und Grundbeſitz, Bemerkungen zum V. Hauptſtücke des Referentenentwurfes eines 
neuen Berggeſetzes, Wien 1884; Dr. Guſtav Schneider in der öſterr. Zeit⸗ 
ſchrift für Berg⸗ und Huttenweſen Nr. 9 und 10, 1887.) Die wahrſcheinlich auf 
die übliche Decernenz aus § 222 allg. öſterr. Berggeſetz ſich ſtützende Anführung 
Haberer's und Zechner s, daß die bejahende Praxis bezüglich bereits einge⸗ 
tretener Grundbeſchädigungen durch den Bergbaubetrieb offenbar unrichtig ſei, muß 
im Rahmen vorliegender Abhandlung unbeſprochen bleiben. (Vergleiche Dr. C. E. 
Leuthold, „Das öſterreichiſche Bergrecht in ſeinen Grundzügen“, Prag⸗Leipzig 
1887, Pag. 173-175 und Note 8.) 


Pag. 677 u. ff.; Mitter⸗ 


gegentheilige, nicht allein praktiſche, ſondern auch theoretiſche Anficht über 
8 98, beziehungsweiſe das IV. Hauptſtück des allg. öſterr. Berggeſetzes 
verneint, dürfte denn doch gewagt ſein. Thatſächlich aber hat die 
Beſorgniß vor dem Dilemma, daß der Bergbauunternehmer auf mächtige 
Kohlenſlötze nicht mehr abbauen kann und der Grundbeſitzer nur mehr 
die prekäre Schadenerſatzfrage nach dem unglücklichen 30. Hauptſtücke des 
allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches geſtellt iſt, die betheiligten Kreiſe 
ergriffen, und ſelbſt die Verwaltungspraxis ſcheint bei zuſammenhangs⸗ 
loſer Auffaſſung der Judicate des Verwaltungsgerichtshofes vom 
14. März 1885, 3. 562, und vom 17. April 1886, 8. 815, vor 
ein unlösbares Räthſel geſtellt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Entſcheidung über die Unwirkſamwerdung der Strafe der 
Landes verweiſung im Falle der geſchehenen Verehelichung einer 
Landesverwieſenen mit einem öſterreichiſchen Staatsbürger. 


Ueber die nach G. in Preußiſch⸗Schleſien zuſtändige Franziska L. 
wurde mit dem Urtheile des k. k. Landesgerichtes in W. vom 4. April 
1882, 3. 10.782, beſtätigt vom k. k. Oberlandesgerichte vom 19. April 
1882, Z. 6823, die Landesverweiſung verhängt. Am 25. Februar 1884 
heiratete dieſelbe hierlands den nach Z. in Mähren zuſtändigen Bäcker⸗ 
gehilfen Anton D. und erlangte durch dieſe Verehelichung die öſterreichiſche 
Staatsbürgerfchaft. 

Ein von Anton D. eingebrachtes Geſuch um Aufhebung der über 
ſeine Gattin Franziska D. geborne L. verhängten Landesverweiſung 
wurde mit dem Beſcheide des k. k. Landesgerichtes in W. vom 7. März 
1884, 3. 8453, und im Berufungswege mit der Entſcheidung des 
k. k. Oberlandesgerichtes vom 26. März 1884, 3. 4992, zurückgewieſen, 
weil das Begehren um Fällung einer gerichtlichen Entſcheidung, daß eine 
rechtskräftig verhängte Landesverweiſung wieder aufgehoben werde, ſich 
als ein nach der Strafproceßordnung unzuläſſiges Begehren darſtelle. 

Nunmehr wurde von Anton D. an die k. k. Polizeidirection in W. 
die Bitte geſtellt, zur Kenntniß zu nehmen, daß die Landesverweiſung 
der Franziska L. nunmehr verehelichten D. durch die nachgefolgte Ehe 
und die hiedurch erlangte öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft aufgehoben 
erſcheine und demgemäß die Landesverweiſung im Central⸗Polizeiblatte 
zu widerrufen. 

Die k. k. Statthalterei in W. hat dieſes Gefuch nebſt der 
Aeußerung der Polizeidirection dem Minifterium des Innern mit dem 
Antrage vorgelegt, daß für Franziska L. verehelichte D. die Nachſicht 
der über ſie verhängten Landesverweiſung Allerhöchſtenortes zu 
erwirken wäre. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat am 20. Juni 1885, 
ad Nr. 8169, nachſtehend entſchieden: 

„Ueber das Geſuch des Anton D. um Widerruf der gegen deſſen 
Gattin Franziska D. geborne L. verhängten Landesverweiſung hat ſich 
das Miniſterium des Innern mit dem Juſtizminiſterium in das Ein⸗ 
vernehmen geſetzt. Das Juſtizminiſterium hat der hierortigen Anſicht, 
daß die durch einen gerichtlichen Spruch über Franziska L. verhängte 
Landesverweiſung durch die nachgefolgte Thatſache ihrer Verehelichung 
mit einem öſterreichiſchen Staatsbürger und die dadurch bewirkte Er⸗ 
werbung der öſterreichiſchen Staatsbürgerſchaft im Hinblicke auf § 25 
des Strafgeſetzes unwirkſam geworden iſt, vollkommen beigepflichtet. Hat 
aber die Strafe der Landesverweiſung mit dem Zeitpunkte der Verehe⸗ 
lichung thatſächlich und rechtlich ihr Ende gefunden, ſo iſt es ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch ausgeſchloſſen, in dieſer Richtung einen Allerhöchſten 
Gnadenact in Antrag zu bringen. Da nun das Landesgericht und das 
Oberlandesgericht ſich nicht für berufen angeſehen haben, die Aufhebung 
der verfügten Landesverweifung auszuſprechen, ſo wird die k. k. Statt⸗ 
halterei aufgefordert, durch das Central⸗Polizeiblatt und im Evidenzblatte 
die Thatſache publiciren zu laſſen, daß die gegen Franziska L. verhängte 
Landesverweiſung durch deren Verehelichung mit dem öſterreichiſchen 
Staatsbürger Anton D. unwirkſam geworden ſei, wovon auch der Geſuch⸗ 
ſteller zu verſtändigen iſt.“ — r. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. II. Semeſter. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 

XXV. Stück. Ausgeg. am 25. November. — 38. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Salzburg vom 16. November 1886, Z. 7301, wegen theil⸗ 
weiſer Aenderung der „Evidenzvorſchriſt, zweiter Theil — Gagiſten in der 
Reſerve — vom Jahre 1881“. — 39. Kundmachung der k. k. Landesregierung 
in Salzburg vom 17. November 1886, Z. 7633, betreffend die Eintheilung der 
behördlich autoriſirten Privattechniker und die von den Bewerbern um ſolche 
Befugniſſe beizubringenden Nachweiſe. — 40. Geſetz vom 29. Juni 1886, 
betreffend die Verbauung des Schmittenbaches. — 41. Uebereinkommen, welches 
zwiſchen dem k. k. Ackerbauminiſterium, dem Landesausſchuſſe des Herzogthumes 
Salzburg und der Ortsgemeinde Zell am See in Gemäßheit des $ 1, Al. 2 
des Landesgeſetzes vom 29. Juni 1886, betreffend die Verbauung des Schmitten⸗ 
baches, geſchloſſen wird. — 42. Kundmachung der k. k. Landesregierung in 
Salzburg vom 19. November 1886, 3. 7736, betreffend die Stempel⸗ und 
Gebührenbefreiung in Angelegenheiten der Schmittenbachverbauung. 

XXVI. Stück. Ausgeg. am 15. December. — 43. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung in Salzburg vom 10. December 1886, Z. 3719, betreffend die 
Einfuhr von Klauenthieren aus Baiern nach Salzburg und den Viehtrieb in der 
Richtung nach Baiern. 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Gmunden Robert 
Ritter von Raab den Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei 
verliehen. 
Seine Majeſtät haben den Finanzrath Eduard Neuber zum Oberfinanz⸗ 


rathe der Finanz⸗Landesdirection in Brünn ernannt. 


Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe Hermann Niemeeczek in 
Ungariſch⸗Hradiſch den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberinſpector der Generalinſpection der 
öſterreichiſchen Eiſenbahnen Peter Ponfickl den Titel und Charakter eines 
Regierungsrathes und dem Commiſſär dieſer Behörde Eduard Seling den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Inſpector der öſterreichiſchen Eiſenbahnen 
Franz Czerny anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Oberinſpectors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Caſſier der Reichscentralcaſſe Ferdi 
Boruta anläßlich deſſen Penſtonirung den Titel und Charakter eines Ne 
centraleaſſe⸗Controlors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Conſulats⸗Kanzleiſecretär Karl Weniger den 
Titel eines Viceconſuls verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Schottwien Joſeph Beudel 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeinderathe Ignaz Schnirch in Czernowitz 
das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Heinrich NRehak zum Bezirkshauptmanne in Böhmen ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Polizeicommiſſär Joſeph Gran Ruaz in Tirol zum Polizei⸗Obercommiſſär und 
den Statthaltereiconcipiſten Joſeph Ritter von Falſer zum Polizeicommiſſär 
ernannt. 


Erledigungen. 
Fabriksarztesſtelle bei der k. k. Tabakhauptfabrik in Göding mit 800 fl. 
jährlich, bis Ende Juli. (Amtsbl. Nr. 155.) 


Cuncurs 


In Folge Beſchluſſes des Stadtverordnetencollegiums vom 31. Mai 
wird hiemit zur Wiederbeſetzung der bei dem gefertigten Magiſtrate erledigten 
Stelle eines Magiſtratrathes der Concurs ausgeſchrieben. 

Mit dieſer Magiſtratrathsſtelle iſt ein Jahresgehalt von 1600 fl., dann 
zwei Quinquennalzulagen von à 200 fl. und eine Activitätszulage von jährlichen 
350 fl. verbunden. 

Als Qualification wird ein Alter unter 40 Jahren, deutſche Nationalität, 
abſolvirte juridiſche Studien, 3 theoretiſche Staatsprüfungen oder das juridiſche 
Doctorat und die praktiſche Staatsprüfung für den Verwaltungsdienſt gefordert. 

Bewerbern, welche aus dem Staats⸗ oder Communaldienſte eintreten, wird 
die Anrechnung ihrer bisherigen Dienſtzeit jedoch höchſtens bis zu 10 Jahren 
geſichert. 

Die hienach gehörig inſtruirten Geſuche um Verleihung der ausgeſchrie⸗ 
benen Stelle ſind bis zum 31. Juli l. J. hieramts einzubringen. 

Magiſtrat Reichenberg, 7. Juni 1887. Der Bürgermeiſter: 

J. U. Dr. Carl Schücker. 


DEE Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 9 der Erkenntniſſe 1887. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


